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AUS DEM STADTRAT

In der Woche vom 2. September bis 6. September 2019
tagen folgende Ausschüsse, Beiräte und Bezirksvertretungen

Dienstag, 3. September 2019
17.00 Uhr	 Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit, 
	 Integration und Senioren, Rathaus

Mittwoch, 4. September 2019
9.15 Uhr	 Seniorenbeirat, Rathaus
17.00 Uhr	 gemeinsame Sitzung des Sportausschusses mit dem 	
	 Ausschuss für Bauen, Wohnen und Mobilität, SWK, 
	 St.-Töniser-Straße

Donnerstag, 5. September 2019
17.00 Uhr	 Bezirksvertretung Süd, Einwohnerfragestunde gegen 	
	 18 Uhr, Fabrik Heeder
18.00 Uhr	 Integrationsrat, Rathaus

BEKANNTMACHUNGEN

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG DES 
BESCHLUSSES IM ERGÄNZENDEN VERFAHREN 
UND HINWEIS AUF DESSEN AUSLEGUNG 
GEMÄSS § 9 ABS. 2 GESETZ ÜBER DIE 
UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG 
(UVPG A.F.), § 74 ABS. 5 SATZ 2
 VERWALTUNGSVERFAHRENSGESETZ 
DES LANDES NORDRHEIN-WESTFALEN 
(VWVFG NRW)
Ergänzendes Verfahren im Rahmen des Planfeststellungsver-
fahrens für den Neubau der 380-kV- Höchstspannungsfreilei-
tung (HFL) Punkt (Pkt.) Fellerhöfe – Pkt. St. Tönis, Bauleitnum-
mer (Bl.) 4571 gem. § 43b und § 43d des Gesetzes über die 
Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz 
–EnWG) sowie §§ 73 ff VwVfG NRW zur Nachholung der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP)

I.	 Bekanntmachung 
Mit diesem Beschluss der Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 
25.05 (Verkehr/Energie), vom 28.06.2019 - Az.: 25.05.01.01-05/07 
ist der Plan für den Neubau der 380-kV-HFL Fellerhöfe – St. Tö-
nis gem. § 43b und § 43d des EnWG sowie §§ 73 ff VwVfG NRW 
im ergänzenden Verfahren zur Nachholung der UVP festgestellt 
worden.

In den Beschluss im ergänzenden Verfahren wurden Nebenbe-
stimmungen aufgenommen.

In dem Beschluss im ergänzenden Verfahren ist über alle recht-
zeitig vorgetragenen Einwendungen, Forderungen und Anregun-
gen zu UVP-Themen entschieden worden.

II. Hinweise zur Auslegung
1.	 Da mehr als 50 Zustellungen des Beschlusses im ergänzen-

den Verfahren vorzunehmen wären, wird die Zustellung ge-
mäß § 74 Abs. 5 VwVfG NRW durch diese öffentliche Bekannt-
machung ersetzt.

	 Eine Ausfertigung des Beschlusses im ergänzenden Verfah-
ren liegt zusammen mit einer Ausfertigung der festgestellten 
Planunterlagen sowie mit einer Ausfertigung des Planfeststel-
lungsbeschlusses vom 07.11.2012 in der Zeit vom 09.09.2019 
–23.09.2019 (einschließlich) während der jeweils genannten 
Dienststunden in den nachfolgend genannten Städten zur 
allgemeinen Einsichtnahme öffentlich aus:

	 Stadt Krefeld, Fachbereich Vermessungs- und Katasterwesen, 
Zi. 205, Friedrichstraße 25, 47798 Krefeld,

	 vormittags: montags bis freitags von 8.30 – 12.30 Uhr, 
	 nachmittags: montags bis mittwochs von 14.00 – 16.00 Uhr, 

donnerstags von 14.00 – 17.30 Uhr

	 Stadt Meerbusch, Fachbereich Stadtplanung und Bauauf-
sicht, Abteilung Stadtplanung, Wittenberger Straße 21, 
40668 Meerbusch, Erdgeschoss Raum 015, 

	 Montag bis Freitag von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 
	 Montag bis Donnerstag von 13:30 Uhr bis 16:00 Uhr

	 Stadt Willich, GB Stadtplanung, Technisches Rathaus, Roth-
weg 2, 4788 Willich, Zimmer 006, 

	 Montag, Dienstag und Donnerstag von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr 
sowie von 14:00 bis 16:00 Uhr, 

	 Mittwoch von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr 
	 sowie von 14:00 bis 17:00 Uhr, 
	 Freitag von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr

2.	 Der Beschluss im ergänzenden Verfahren wurde den bekann-
ten Betroffenen und denjenigen, über deren Einwendungen 
entschieden worden ist, nicht zugestellt. Jedoch gilt der Be-
schluss mit dem Ende der Auslegungsfrist den Betroffenen 
und denjenigen gegenüber, die Einwendungen erhoben ha-
ben, als zugestellt (§ 74 Absatz 5 Satz 3 VwVfG NRW).

3.	 Bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist kann der Beschluss 
im ergänzenden Verfahren von den Betroffenen und denje-
nigen, die Einwendungen rechtzeitig erhoben haben, bei der 
Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 25.05, Am Bonneshof 
35, 40474 Düsseldorf schriftlich angefordert werden. 
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4.	 Zusätzlich können der Beschluss im ergänzenden Verfahren 

und die Planunterlagen über die Internetseite der Stadt Kre-
feld (https://www.krefeld.de/fb62), der Stadt Meerbusch 
(https://meerbusch.de/service-und-politik/planen-und-
bauen/aktuelle-oeffentlichkeitsbeteiligungen.html), und 
der Stadt Willich (https://www.stadt-willich.de/de/rathaus/
bekanntmachungen-im-amtsblatt) eingesehen werden. Dar-
über hinaus werden die Unterlagen auch auf der Internetseite 
der Bezirksregierung Düsseldorf unter der Rubrik „Aktuelle 
Offenlagen“ (http://www.bezreg-duesseldorf.nrw.de/bau-
steine/_MTT/MTT_aktuelle_offenlagen_fortsetzung.html) 
veröffentlicht. Für die Vollständigkeit und Übereinstimmung 
der im Internet veröffentlichten Unterlagen mit den amtlichen 
Auslegungsunterlagen wird keine Gewähr übernommen. Der 
Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen ist maßgeblich.

III. Gegenstand des Vorhabens
Die Amprion GmbH mit Sitz in 44139 Dortmund, Rheinlanddamm 
24 hat mit Datum vom 22.12.2016 für das o.g. Vorhaben die 
Durchführung eines ergänzenden Verfahrens zum Planfeststel-
lungsverfahren beantragt.

Die Bezirksregierung Düsseldorf erließ am 07. November 2012 
auf Antrag der Amprion GmbH einen Planfeststellungsbeschluss 
(Az.: 25.05.01.01 – 05/07) gem. §§ 43 und 43a bis 43c EnWG, § 1 
Gesetz zum Ausbau von Energieleitungen (EnLAG) in Verbindung 
mit den §§ 72 ff VwVfG NRW für die Errichtung und den Betrieb 
der 380-kV HFL vom Pkt. Fellerhöfe – Pkt. St. Tönis (Bl. 4571), ein-
schließlich der hiermit im Zusammenhang stehenden Folgemaß-
nahmen an anderen Anlagen sowie der Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege. 

Hintergrund des hier vorliegenden ergänzenden Beschlusses ist 
die Klage der Stadt Krefeld gegen den o. g. Planfeststellungsbe-
schluss vor dem Bundesverwaltungsgericht (BVerwG). Das Ge-
richt stellte mit Urteil vom 17. Dezember 2013 (Az. 4 A 1.13) die 
Rechtswidrigkeit und Nichtvollziehbarkeit des Planfeststellungs-
beschlusses fest. Aus Sicht des BVerwG bestand für das Vorha-
ben die Verpflichtung zur Durchführung einer UVP gemäß § 3b 
des UVPG (a.F.). Das BVerwG führte in seinem Urteil aus, dass 
die Durchführung der UVP in einem sogenannten „ergänzenden 
Verfahren“ nachgeholt und so der Verfahrensfehler behoben wer-
den kann. 

Das mit damaligem Beschluss planfestgestellte Vorhaben um-
fasst den Neubau einer rd. 7,3 km langen 380-kV-HFL vom Pkt. 
Fellerhöfe – Pkt. St. Tönis mit der Bl. 4571 einschließlich des 
Rückbaus der 220-kV-HFL Osterath – Wesel/Niederrhein, Bl. 
2339 im Abschnitt Pkt. Edelstahlwerk bis Pkt. Mörterfeld auf 
einer Länge von 3,1 km. Die neue HFL verläuft parallel zur vor-
handenen 110-/220-kV-Hoch-/HFL St. Tönis – Osterath, Bl. 2388. 
Das planfestgestellte Vorhaben stellt den 380-kV-Lückenschluss 
zwischen dem Pkt. Fellerhöfe und dem Pkt. St. Tönis dar, der er-
forderlich ist, um die Energieversorgung der Stadt Krefeld und 
Umgebung auf dieser Spannungsebene langfristig zu sichern. 
Bereits festgestellt wurden 23 neue Masten. Mit dem Rückbau 
der 220-kV- HFL Bl. 2339 entfallen dafür 17 Masten. 
IV. Verfügender Teil des Beschlusses im ergänzenden Verfahren
Der verfügende Teil des Beschlusses im ergänzenden Verfahren 
lautet:
I.	 Der Planfeststellungsbeschluss vom 7.11.2012 zur Errichtung 

und zum Betrieb der 380-kV HFL vom Pkt. Fellerhöfe – Pkt. St. 
Tönis (Bl. 4571), einschließlich der hiermit im Zusammenhang 
stehenden Folgemaßnahmen an anderen Anlagen sowie der 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege – 
als teilweiser Ersatzneubau für die bestehende 220-kV-HFL 

Osterath – Wesel/Niederrhein, Bl. 2339 im Abschnitt Edel-
stahlwerk – Pkt. St. Tönis – wird im ergänzenden Verfahren 
gemäß § 75 Abs. 1 a des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) durch den vor-
liegenden Beschluss ergänzt. Dies erfolgt auf Basis der ge-
mäß Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 
17.12.2013 (Az. 4 A 1.13) nachzuholenden UVP.

II.	 Festgestellte Planunterlagen
	 Der Plan umfasst 19 Unterlagen.

III.	 Nebenbestimmungen zum Beschluss im ergänzenden Ver-
fahren

	 Der Beschluss im ergänzenden Verfahren enthält eine er-
gänzende Nebenbestimmung in Bezug auf die Bauzeiten-
beschränkung hinsichtlich des Kiebitzes. Die UVP hat keine 
Änderungen des Plans ergeben.

IV.	 Entscheidungen über Einwendungen und Stellungnahmen
	 In dem Beschluss im ergänzenden Verfahren ist über alle 

rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen, Forderungen und 
Anregungen zu UVP-Themen entschieden worden.

V.	 Aufrechterhaltung des Abwägungsergebnisses
	 Die ergebnisoffene durchgeführte UVP hat keine relevant 

anderen, bislang nicht betrachteten abwägungsrelevanten 
Belange ermittelt. Auch haben die Erkenntnisse aus der UVP 
nicht zu einer anderen Bewertung der einzelnen Belange in 
der Abwägung geführt. Die Ergebnisse der UVP bestätigen 
vielmehr den bisherigen Abwägungsvorgang und die auf 
dieser Basis getroffene Entscheidung. Danach konnte das 
Abwägungsergebnis aufrecht erhalten bleiben. Der Planfest-
stellungsbeschluss bedarf keiner inhaltlichen Änderung. 

VI.	  Kostenentscheidung
	 Über die Höhe der Verwaltungsgebühr bzw. der zu erstatten-

den Auslagen ergeht ein gesonderter Bescheid

V. Rechtsbehelfsbelehrung
	 Die Rechtsbehelfsbelehrung des Beschlusses lautet:
	 Gegen diesen Beschluss im ergänzenden Verfahren kann in-

nerhalb eines Monats nach dessen Zustellung schriftlich Kla-
ge beim

	 Bundesverwaltungsgericht
	 Simsonplatz 1 
	 04107 Leipzig

	 (Postanschrift: Bundesverwaltungsgericht,
	 Postfach 10 08 54, 04008 Leipzig)

	 erhoben werden.
	 Als Zeitpunkt der Zustellung gilt der letzte Tag der Ausle-

gungsfrist. Dies gilt nicht für die Beteiligten, denen der Plan-
feststellungsbeschluss mittels Postzustellungsurkunde oder 
Empfangsbekenntnis gesondert zugestellt wurde. Insoweit 
kann Klage nur innerhalb eines Monats nach Zustellung des 
Beschlusses erhoben werden.

	 Die Klage ist beim Gericht schriftlich zu erheben.

	 Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Land Nordrhein-
Westfalen, vertreten durch die Bezirksregierung Düsseldorf, 
Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf) und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Der Kläger hat innerhalb einer Frist von zehn 
Wochen die zur Begründung seiner Klage dienenden Tatsa-
chen und Beweismittel anzugeben. Erklärungen und Beweis-
mittel, die erst nach dieser Frist vorgebracht werden, können 
durch das Gericht zurückgewiesen werden.
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	 Vor dem BVerwG müssen sich die Beteiligten, außer im Pro-

zesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte ver-
treten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch 
die ein Verfahren vor dem BVerwG eingeleitet wird. Die Be-
teiligten können sich durch einen Rechtsanwalt oder einen 
Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, 
eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Befä-
higung zum Richteramt besitzt, als Bevollmächtigten vertre-
ten lassen.

	 Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts 
einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentli-
chen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich 
durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt 
oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt an-
derer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen 
Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öf-
fentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertre-
ten lassen. 

	 Ein Beteiligter, der zur Vertretung vor dem BVerwG berechtigt 
ist, kann sich selbst vertreten.

	 Falls die Fristen durch das Verschulden eines Bevollmächtig-
ten versäumt werden sollten, so würde dessen Verschulden 
dem Kläger bzw. Antragsteller zugerechnet werden.

	 Die Anfechtungsklage gegen diesen Beschluss hat keine auf-
schiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der aufschie-
benden Wirkung der Anfechtungsklage gegen den Bescheid 
nach § 80 Absatz 5 Satz 1 Verwaltungsgerichtsordnung (Vw-
GO) kann nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung 
dieses Bescheids beim

	 Bundesverwaltungsgericht
	 Simsonplatz 1 
	 04107 Leipzig

	 gestellt und begründet werden.

	 Die Klage und die Begründung sowie ein Antrag auf An-
ordnung der aufschiebenden Wirkung können auch durch 
Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elekt-
ronische Poststelle des Gerichtes eingereicht werden. Das 
elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch 
das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur der verantwortlichen Person verse-
hen sein oder von der verantwortlichen Person signiert und 
auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 
4 VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und 
Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen 
bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über 
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen 
Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Be-
hördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung-
ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803)

	 Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite 
www.justiz.de.

Bezirksregierung Düsseldorf
- Planfeststellungsbehörde -
Im Auftrag
gez.
(Dr. Selina Karvani) 

VERLUST EINES DIENSTAUSWEISES
Der Dienstausweis Nr. 51/137 gültig bis 01/2020 der Frau Scar-
lett Kaulertz, ist in Verlust geraten und wird hiermit für ungültig 
erklärt.

AUFGEBOT EINER SPARURKUNDE
Das Aufgebot des Sparkassenbuches

Nr. 3104176197

wird beantragt.

Der Inhaber der Urkunde wird aufgefordert, binnen drei Monaten 
bei der unterzeichneten Sparkasse Krefeld seine Rechte anzu-
melden und die Urkunde vorzulegen, andernfalls wird die Kraft-
loserklärung der Urkunde erfolgen.

Krefeld, den 19.08.2019
Sparkasse Krefeld
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NOTDIENSTE
 Innung für 
Sanitär-Heizung-Klima-Apparatebau Krefeld

30.08. bis 01.09.2019
Frank Angele
Bruckersche Straße 198 | 47839 Krefeld
75 73 25

06.09. bis 08.09.2019
Ralf Esser
Rembertstraße 118 | 47809 Krefeld
55 79 10 | 0172 20 05 954
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KOMMUNALER ORDNUNGSDIENST
Der Kommunale Ordnungsdienst ist Ansprech-
partner in Sachen Ordnung und Sauberkeit auf 
Krefelder Straßen, Wegen und Plätzen. 

Er ist erreichbar 
mo bis fr vormittags von 8.30 bis 12.30 Uhr und 
mo bis mi nachmittags von 14 bis 16 Uhr sowie 
do nachmittags 14 bis 17.30 Uhr 
unter der Rufnummer 0 21 51 / 86 22 25.

Außerhalb dieser Zeiten kann der KOD über 
die Leitstelle der Polizei unter der Rufnummer 
0 21 51 / 63 40 informiert werden.

ÄRZTLICHER DIENST

ÄRZTLICHER BEREITSCHAFTSDIENST 116 117
ÄRZTLICHER NOTDIENST:
Der Notdienst in Krefeld ist unter Telefon 
0 18 05 - 04 41 00 montags, dienstags und donners-
tags von 19.00 Uhr bis 7.00 Uhr, mittwochs von 
14.00 Uhr bis 7.00 Uhr und freitags von 14.00 Uhr 
bis Montagmorgen um 7.00 Uhr erreichbar.

ZAHNÄRZTE:
Der Zahnärztliche Notdienst ist unter Telefon  
0 18 05 - 98 67 00 zu erreichen. Sprechzeiten: 
samstags, sonntags und feiertags von 10.00 
bis 12.00 Uhr und von 18.00 bis 19.00 Uhr, 
mittwochs- und freitagsnachmittag von 
17.00 bis 19.00 Uhr, montags, dienstags und 
donnerstags von 21.00 bis 22.00 Uhr.

TIERÄRZTLICHER DIENST
Der tierärztliche Dienst ist samstags ab 12.00 Uhr 
bis montags um 8.00 Uhr sowie an Feiertagen un-
ter Telefon 07 00- 84 37 46  66 zu erreichen.

AUF EINEN BLICK

NOTDIENSTE
Elektro-Innung Krefeld
0 18 05- 66 05 55

08 00- 1 11 01 11 und 08 00- 1 11 02 22

TELEFONSEELSORGE
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Feuer� 112
Rettungsdienst/Notarzt� 112
Krankentransport � 1 92 22
Branddirektion	�  82 13-0
Zentrale Bürgerinformation	  
bei Unglücks- und Notfällen� 1 97 00

RUFNUMMERN DER FEUERWEHR

	 PARI MOBIL GMBH
	 Hausnotrufzentrale, Mühlenstraße 42,
	 Krefeld, Telefon 8 43 33.

APOTHEKENDIENST
Die Notdienste der Apotheken in 
Nordrhein-Westfalen können im Internet 
abgerufen werden unter: 

www.aknr.de

oder telefonisch unter der vom Festnetz 
kostenlosen Rufnummer 08 00-0 02 28 33


